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Zusammenfassung
Ein kürzlich erschienener Literaturüberblick von Cammett und Luong diskutiert den politischen Vorteil islamistischer Par-
teien in Nordafrika und Nahost, kann die angenommene Funktionsweise des politischen Vorteils aber nicht empirisch bele-
gen. Durch den Rückgriff auf  das Konzept der individuellen Nutzung von Heuristiken umgehen wir gängige Messprobleme 
und argumentieren, dass durch die von islamistischen Parteien bereitgestellten „cues“ bestimmte Gruppen von BürgerInnen 
eine höhere Wahlwahrscheinlichkeit zugunsten eben dieser Parteien haben sollten. Der Test unseres Arguments mit Daten 
des Arab Barometer für das Beispiel Tunesien zeigt ein ambivalentes Bild. Während Befragte, die unverbrauchte politische 
Akteure bevorzugen, zu islamistischen Parteien tendieren, gilt dies für Befragte, denen die Integrität von KandidatInnen 
wichtig ist, entgegen unserer Erwartungen nicht.
Schlüsselwörter
politischer Vorteil, Islamismus, Naher Osten, Heuristiken, Wahlverhalten
Do Islamist parties actually enjoy a political advantage? The Tunisian case 
Abstract
A recent literature review by Cammett and Luong discusses the political advantage of  Islamist parties in North Africa and 
the Middle East. Yet, there is a lack of  empirical evidence with regard to the mechanism through which the political advan-
tage is assumed to work. Drawing on the concept of  the individual use of  heuristics, we are able to circumvent common mea-
suring problems. We then argue that specific groups of  citizens should have a higher likelihood to vote for Islamist parties 
as a result of  the cues these parties provide. Testing our argument with data from the Arab Barometer for the Tunisian case, 
we find mixed results. In line with our expectations, respondents who prefer untested political actors are more likely to vote 
for Islamist parties, whereas – contrary to our hypothesis – respondents who value integrity are less likely to vote for these 
parties.
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1.  Einleitung
Als der sogenannte „Arabische Frühling“ in den Jahren 
2010/2011 zu einer politischen Öffnung einiger mehrheit-
lich muslimischer Länder führte, profitierten hiervon vor 
allem islamistische Parteien.1 Damit schien sich zu be-
wahrheiten, was als „Islamist dilemma“ (Hamid 2011, 40) 
jahrelang die US-amerikanische Außenpolitik geprägt 
hatte. Demnach sei es für die USA unmöglich die Demokra-
tisierung der arabischen Welt zu fördern, ohne die Macht-
übernahme durch IslamistInnen zu riskieren.2 Auch die 
Europäische Kommission räumte ein, sich von autokrati-
schen Regimen politische Stabilität erhofft und in islamis-
tischen Parteien eine Gefahr für eine mögliche Demokrati-
sierung gesehen zu haben (Phillips 2011). Westliche Medien 
wiederum fragten sich angesichts der islamistischen Wahl-
siege, ob auf  den „Arabischen Frühling“ nicht zwangsläu-
fig ein „Islamist winter“ folge (Washington Times 2011; 
Münch 2012; Steinvorth 2012). Islamistischen Parteien 
wurde also von verschiedenen Seiten ein politischer Vorteil 
eingeräumt, der aufgrund der häufigen Assoziierung des 
Islamismus mit einer von Natur aus gewaltsamen und anti-
westlichen Ideologie negativ konnotiert ist (Ayoob 2004, 1; 
Brown et al. 2006, 3). Doch genießen islamistische Parteien 
diesen politischen Vorteil tatsächlich? 
Die politischen Ereignisse in den arabischen Ländern in 
der jüngeren Vergangenheit lassen – anders als die kons-
tituierenden Wahlen von 2011/2012 in Tunesien und Ägyp-
ten – Zweifel an dieser These aufkommen. In den im Ok-
tober 2014 abgehaltenen Parlamentswahlen in Tunesien 
erhielt die säkulare Sammlungspartei Nidaa Tounes rund 
39% der Sitze und lag damit rund acht Prozentpunkte vor 
der islamistischen Ennahda (SZ 2014). Allein durch die Be-
trachtung von Wahlergebnissen lässt sich demnach nicht 
ermitteln, ob für islamistische Parteien in Transformati-
onsstaaten tatsächlich ein politischer Vorteil existiert. In 
unserem Aufsatz gehen wir daher zum ersten Mal anhand 
einer systematischen empirischen Analyse der Frage nach, 
ob islamistische Parteien in arabischen Ländern einen politischen 
Vorteil gegenüber konkurrierenden Parteien im Hinblick auf die 
Wahrscheinlichkeit ihrer Wahl durch die BürgerInnen haben. 
1 Aufgrund der Vielfältigkeit und den unterschiedlichen Entwicklungs-
richtungen islamistischer Parteien verwenden wir eine weite Definition 
des Begriffs politischer Islam bzw. Islamismus und verstehen diesen 
als „a form of  instrumentalization of  Islam by individuals, groups and 
organizations that pursue political objectives. It provides political re-
sponses to today’s societal challenges by imagining a future, the foun-
dations for which rest on reappropriated, reinvented concepts borro-
wed from the Islamic tradition“ (Denoeux 2002, 61).
2 Bei den Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung (2011) wurde 
Tunesiens islamistische Ennahda mit rund 37% der Stimmen stär-
kste Kraft (Bustos 2011, 5). Bei den ägyptischen Unterhauswahlen 
(2011/2012) gewannen die mit der Muslimbruderschaft assoziierten 
Parteien und die salafistisch-islamistische Al Nour die absolute Mehr-
heit der Stimmen (kumuliert 63%) (ICG 2012). In Marokko wurde bei 
den vorgezogenen Parlamentswahlen (2011) die islamistische Partei für 
Gerechtigkeit und Entwicklung mit rund 27% der Sitze stärkste Kraft 
(Economist 2011).
Cammett und Luong (2014) haben in der Literatur 
drei separate Argumentationsstränge identifiziert, 
die von AutorInnen genutzt werden, um die Mas-
senzustimmung islamistischer Parteien zu erklären. 
Manche nehmen an, die Ideologie des politischen 
Islam sei den übrigen säkularen Ideologien überle-
gen. Andere AutorInnen verweisen darauf, dass sich 
IslamistInnen über das Erzeugen sozialer Wohlfahrt 
eine außergewöhnlich starke soziale Basis erarbeitet 
hätten. Wiederum andere meinen, der Islamismus sei 
besser organisiert als andere politische Bewegungen 
(Cammett/Luong 2014, 188, 193-99). Dass die kon-
kreten Politiken von IslamistInnen die Quelle eines 
politischen Vorteils darstellen könnten, wird dabei 
größtenteils nicht in Betracht gezogen bzw. sogar 
explizit verneint (Pepinsky et al. 2012). Das Problem 
der Untersuchung des vermeintlichen politischen 
Vorteils islamistischer Parteien ist in erster Linie ein 
Messproblem, das sich aus zwei Punkten ergibt. Wie 
können – erstens – relative Stärken der IslamistInnen 
in den Bereichen Ideologie, soziale Basis und organi-
satorische Kapazitäten erfasst werden? Selbst dort, 
wo aussagekräftige Indikatoren bestünden, fehlt das 
nötige Datenmaterial (Cammett/Luong 2014, 193f., 
202). Zweitens erklärt die bloße Existenz solcher 
Stärken noch nicht, wie diese den Wahlentscheid der 
WählerInnen in mehrheitlich muslimisch geprägten 
Ländern zugunsten islamistischer Parteien beein-
flussen könnten.
Um diese Probleme zu überwinden folgen wir in 
diesem Artikel einem alternativen Zugang in der For-
schung, der eine empirisch-quantitative Analyse des 
politischen Vorteils ermöglicht. Wir argumentieren, 
dass islamistische Parteien ihren Wählern einen „in-
formation shortcut“ oder „cue“ als Heuristik3 bereit-
stellen, der die von ihnen zu erwartenden moralischen 
Qualitäten (Cammett / Luong 2014) bzw. die damit ver-
bundenen politischen Positionen (Pepinsky et al. 2012) 
signalisiert und so bei WählerInnen positive Evaluie-
rungen auslöst.
In der Folge führen wir zunächst kurz in die Litera-
tur zu politischen Heuristiken ein. Dann diskutieren 
wir zum einen, inwiefern die religiöse Orientierung 
einer Partei dieser Chancen eröffnet, Heuristiken zu 
generieren, die säkularen Parteien nicht zur Verfü-
gung stehen. Zum anderen erläutern wir das Argu-
ment des politischen Vorteils islamistischer Parteien, 
wie es Cammett und Luong (2014) im Ergebnis ihres 
Literaturüberblicks darstellen. Anschließend führen 
3 Heuristiken können definiert werden als „problem-solving stra-
tegies (often employed automatically or unconsciously) which 
serve to ,keep the information processing demands of  the task 
within bounds‘“ (Lau/Redlawsk 2001, 952). Sie sind Hilfestel-
lungen, die WählerInnen ermöglichen sollen, mit geringem ko-
gnitivem Aufwand bestmögliche Entscheidungen zu treffen.
T. L. Poppenborg, B. Schlipphak: Der politische Vorteil islamistischer Parteien I OZP Vol. 45, Issue 3 15
wir beide Forschungsstränge zusammen und leiten aus 
der Diskussion unsere forschungsleitenden Hypothesen 
ab. Dabei erwarten wir, dass das islamistische Parteila-
bel – d.h., die (Selbst-)Bezeichnung einer Partei als isla-
mistisch oder mit einer islamistischen Programmatik 
versehen – potentielle WählerInnen über konkrete Kan-
didatenspezifika in Hinblick auf  deren moralische und 
politische Qualitäten informiert. 
Wir überprüfen diese Erwartungen im empirischen 
Teil des Artikels anhand der tunesischen Daten aus der 
aktuellen Welle des Arab Barometers. Unsere Resultate 
zeigen, dass die für unser Argument ausgewählten In-
dikatoren signifikante und substantiell relevante Effekte 
auf  die individuelle Wahrscheinlichkeit haben, eine is-
lamistische Partei zu wählen. Abschließend diskutieren 
wir die Implikationen und die Beschränktheit unserer 
Ergebnisse und weisen auf  – vornehmlich methodologi-
sche – Forschungsdesiderata hin. 
2. Der politische Vorteil islamistischer Parteien als 
Heuristik
Damit Menschen die Komplexität ihrer Umwelt bewälti-
gen können, greifen sie ständig auf  Heuristiken zurück. 
Sie stellen Strategien dar, mithilfe derer die Klassifika-
tion von Informationen vereinfacht wird. Die Nutzung 
von Heuristiken erfolgt typischerweise unbewusst und 
geht zurück auf  „well learned – perhaps even genetic – 
cognitive predispositions“ (Lau/Redlawsk 2006, 231). 
Politische Akteure können sich diesen Umstand zu Nut-
ze machen, indem sie potentiellen WählerInnen ent-
sprechende Heuristiken anbieten und damit beeinflus-
sen, wie Informationen klassifiziert werden (Rahn 1993, 
472f.; Lau/Redlawsk 2001, 952).
2.1 Literaturüberblick
Das Interesse der Politikwissenschaft an Heuristiken 
geht auf  die Frage zurück, warum Bürger in Demokra-
tien trotz ihres relativen Desinteresses an Politik und 
einer damit einhergehenden systematischen Unwissen-
heit über die Positionen politischer Akteure in der Ten-
denz dennoch jene KandidatInnen und Parteien wählen 
(können), die ihren tatsächlichen Präferenzen entspre-
chen. Die gemeinsame Prämisse vieler verschiedener 
Ansätze bildet dabei die Annahme, dass der Mensch ein 
„cognitive miser“ (Lau/Sears 1986, 349) ist, der schon mit 
wenigen Informationen über den Rückgriff auf  Heu-
ristiken rationale Entscheidungen treffen kann. Dieses 
von Autoren wie Samuel Popkin (1991, aber siehe bereits 
Simon 1957) als „low information rationality“ in die po-
litische Verhaltensforschung eingeführte Paradigma hat 
sich Lau und Redlawsk (2001, 952) zufolge rasch zu ei-
nem Gemeinplatz entwickelt. 
Die Heuristiken, die WählerInnen zur Verfügung 
stehen, sind zahlreich. Neben den vornehmlich verwen-
deten ideologischen cues – Hinweise auf  grundlegende 
Positionen von Parteien4 – sind insbesondere Parteiste-
reotypen von großer Bedeutung. Parteistereotype, d.h. 
„those cognitive structures that contain citizens’ know-
ledge, beliefs, and expectations about (. . .) political par-
ties“ (Rahn 1993, 474) sind von besonderer Relevanz für 
unsere Fragestellung und gelten als vielgenutzte Heu-
ristiken, nicht zuletzt aufgrund ihrer großen kognitiven 
Ersparnis. Diese liegt darin begründet, dass von diesen 
Heuristiken ausgehend WählerInnen auf  die Positio-
nierung von Parteien und KandidatInnen in Bezug auf  
zahlreiche politische Einzelthemen zurückschließen 
können. Fehlerhafte Annahmen auf  Seiten von Wähle-
rInnen entstehen immer dann, wenn Parteien und Kan-
didatInnen eine Politik betreiben, die sich vom Stereo-
typ unterscheidet. Dementsprechend ist die Entstehung 
und Effektivität von Stereotypen von einer gewissen 
Konstanz abhängig, was die Präsenz, Ausrichtung und 
Interaktion von politischen Parteien betrifft (Lau/Red-
lawsk 2001, 953; 2006, 232; Rahn 1993, 473f.). 
2.2 Die Rolle religiöser Heuristiken 
Erst seit wenigen Jahren setzen sich Untersuchungen zu-
nehmend mit der Frage auseinander, welche Effekte die 
Religiosität von politischen KandidatInnen und Parteien 
auf  deren Evaluierung durch potentielle WählerInnen 
hat – d.h., welche Rolle der Religiosität einer Partei als 
Heuristik zukommt. 
Calfano und Djupe (2009) analysierten in ihrer ex-
perimentellen Studie den sogenannten „Code“ der repu-
blikanischen Partei in den USA. Dieser Code beschreibe 
eine Strategie, bei der politische KandidatInnen in Re-
den und öffentlichen Dokumenten bestimmte Phrasen 
platzieren, die allein für weiße Evangelikale eine Bedeu-
tung hätten und von anderen Wählergruppen ignoriert 
würden. Dafür müssen laut Calfano und Djupe zwei 
Voraussetzungen erfüllt sein: Erstens müssen die Adres-
satInnen die religiöse Sprache decodieren können, das 
heißt zum Beispiel Bibelzitate und -gleichnisse als sol-
che identifizieren und ihre Bedeutung kennen. Zweitens 
muss den AdressatInnen die historische Unterstützung 
der Republikaner durch weiße Evangelikale bekannt 
sein. Das Experiment von Calfano und Djupe demons-
triert, dass der Code durchaus seine Wirkung erfüllt. 
Weiße Evangelikale identifizierten einen fiktiven und 
einen entsprechenden Code verwendenden Kandidaten 
4 Politische Heuristiken beinhalten auch weitere informationsredu-
zierende Elemente wie etwa Frames oder Primes. In welchem Zu-
sammenhang etwa Frames zu ideologischen cues stehen, findet sich 
nicht nur in den englischsprachigen Arbeiten von Lau und Redlawsk 
(2001) sowie Jacoby (2000), sondern in der neueren deutschspra-
chigen Auseinandersetzung auch bei Schlipphak (2011).
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nicht nur durchschnittlich häufiger als Republikaner, 
sondern unterstützten ihn auch durchschnittlich stär-
ker als Befragte anderer Konfessionen (Calfano/Djupe 
2009, 329-331, 333-337).
Auf  mögliche negative Effekte religiöser cues deu-
ten demgegenüber die Erkenntnisse von McLaughlin 
und Wise (2014) hin. Für ihren Versuch wurden Befragte 
mit den Botschaften fiktiver KandidatInnen für den US-
amerikanischen Kongress konfrontiert. Diese enthielten 
wahlweise keine oder eine von zwei möglichen Varian-
ten eines religiösen cues. Sogenannte „overt cues“ bein-
halteten offene Bezüge auf  Gott und das Christentum, 
während „subtle cues“ lediglich eine spirituell aufgela-
dene Sprache nutzten, ohne sich konkret auf  Gott oder 
das Christentum zu beziehen. Hierbei zeigte sich zum 
einen, dass unter allen Befragten die „overt cues“ im 
Durchschnitt negative Effekte auf  die Beliebtheit und 
Wahlwahrscheinlichkeit der fiktiven KandidatInnen 
ausübten. Für beide Arten von religiösen cues wurde 
zum anderen getestet, ob sie mit der Religiosität der Be-
fragten interagieren. Unter (sehr) religiösen Befragten 
resultierten sowohl subtile als auch offensichtliche cues 
in einer höheren Beliebtheit und Wahlwahrscheinlichkeit 
zugunsten der fiktiven KandidatInnen (McLaughlin/
Wise 2014, 369-381).
Diese Untersuchungen blieben aber bislang auf  
das US-amerikanische politische System beschränkt 
(McLaughlin/Wise 2014, 368). Die Übertragbarkeit der 
Ergebnisse aus dieser Literatur auf  den arabischen bzw. 
einen muslimischen Kontext ist daher nicht von vorne-
herein gegeben. In der Folge zeigen wir aber, wie sich die 
Erkenntnisse zur selektiven Wirkung religiöser cues mit 
den bisherigen Arbeiten zum politischen Vorteil isla-
mistischer Parteien verbinden lassen. Dazu diskutieren 
wir zunächst das Argument des politischen Vorteils, be-
vor wir dieses Argument mit dem Modell der Nutzung 
von Heuristiken zusammenführen. 
2.3. Das Argument des politischen Vorteils islamisti-
scher Parteien und Hypothesenbildung 
In ihrer Zusammenführung der bisherigen Literatur 
argumentieren Cammett und Luong (2014), dass sich 
der politische Vorteil islamistischer Parteien aus einer 
(wahrgenommenen) Trias aus Ideologie, organisatori-
schen Kapazitäten sowie karitativen Dienstleistungen 
ergibt. Erst das Zusammenwirken dieser Aspekte er-
zeuge die primäre Ursache für den politischen Vorteil, „a 
reputation for good governance“, das heißt „a reputati-
on for being uniquely competent, trustworthy, and pure 
vis-à-vis the alternatives“ (Cammett/Loung 2014, 188f.).
Tatsächlich übt der Islamismus in arabisch-musli-
mischen Ländern seit Jahrzehnten eine Hegemonie ge-
genüber anderen Ideologien aus. Nicht zuletzt gilt das 
Scheitern alternativer, säkularer Ideologien als Entste-
hungskontext des modernen Islamismus in den 1970er 
Jahren (Allani 2009, 259). Darüber hinaus bietet die 
Verankerung der Ideologie in religiösen Konzepten eine 
einzigartige Legitimationsgrundlage. Hierauf  aufbau-
end sind IslamistInnen womöglich besonders effektiv 
im Erzeugen von Gruppenidentitäten und im Rahmen 
sozialer Probleme, das heißt der Einbettung dieser Pro-
bleme in ihren subjektiven Deutungsrahmen (Ayoob 
2005, 952). Doch während die islamistische Ideologie 
das Potential bietet Massenzustimmung zu generieren, 
verweisen Cammett und Luong (2014, 198f.) darauf, dass 
Umfragen wiederholt gezeigt haben, dass nur eine Min-
derheit muslimischer AraberInnen die zentralen Ziele 
und Werte des Islamismus internalisiert hat. 
Quantitativ kaum zu erfassen sei ferner das gängige 
Argument, dass IslamistInnen über das Erzeugen von 
Wohlfahrt Unterstützung generieren (so z.B. Woltering 
2002, 1034; Sadowski 2006, 226). Das liege vor allem 
daran, dass ForscherInnen häufig gar nicht ermitteln 
könnten, ob eine Einrichtung Verbindungen zu Islamist-
Innen unterhält. Entscheidend sei ohnehin nur, ob Tei-
le der Bevölkerung glauben würden, dass IslamistInnen 
quantitativ und qualitativ mehr Wohlfahrt erzeugen als 
andere AkteurInnen. Eine Untersuchung von Tarek Ma-
soud zeige, dass in Ägypten karitative Einrichtungen, 
die Namen tragen, die typischerweise mit IslamistInnen 
assoziiert werden, tatsächlich im Durchschnitt besser 
beurteilt werden. Das liege nicht zuletzt daran, dass Is-
lamistInnen in glaubwürdiger Art und Weise auf  die re-
ligiösen Konzepte „Zakat“ und „Sadaqa“, das verpflich-
tende bzw. freiwillige Geben von Almosen, rekurrieren 
könnten (Cammett/Luong 2014, 194f.).
Weitestgehend unumstritten ist laut Cammett und 
Luong die Überlegenheit der organisatorischen Kapa-
zitäten von islamistischen Bewegungen. Das Alleinstel-
lungsmerkmal bildet ihre Infrastruktur, die primär auf  
Moscheen, aber auch karitativen Einrichtungen und 
Koranschulen basiert. Mit diesen Einrichtungen ist zu-
dem loyales Personal verbunden und die ProfiterInnen 
der angebotenen Leistungen stellen nicht selten loka-
le Unterstützernetzwerke her. Da die Führungsriegen 
islamistischer Organisationen sich häufig aus Hoch-
schulabsolventInnen zusammensetzen, verfügen sie 
zudem über technische Fähigkeiten und Management 
Know-how. Hinzu tritt die Finanzierung aus dem Aus-
land, allen voran aus den Golfstaaten. Doch eine Ideolo-
gie effektiv verbreiten zu können, sagt zunächst einmal 
nichts darüber aus, ob ihre zentralen Ideen, Werte und 
Ziele von den AdressatInnen auch internalisiert werden 
(Cammett/Luong 2014, 194-197). 
Der politische Vorteil islamistischer Parteien er-
gibt sich Cammett und Luong zufolge demnach aus der 
gleichzeitigen Wahrnehmung aller drei Aspekte, die mit 
dem islamistischen Parteilabel assoziiert würden: (1) 
eine konkurrenzlose Ideologie, die islamische Werte, 
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wie Ehrlichkeit, Integrität und soziale Gerechtigkeit in 
den Mittelpunkt rückt; (2) organisatorische Kapazitä-
ten, die eine effektive Verbreitung dieser Botschaften 
ermöglichen; sowie (3) karitative Einrichtungen, die in 
den sozioökonomisch schwachen Schichten der Bevöl-
kerung den Botschaften von IslamistInnen Glaubwür-
digkeit verleihen. Zusammen würden diese Aspekte für 
WählerInnen einen „informational shortcut about the 
type of  moral character that candidates and parties are 
likely to embody if  elected“ (Cammett/Luong 2014, 201) 
bereitstellen. 
Mit dem islamistischen Parteilabel ist Cammett und 
Luong zufolge also eine Heuristik verbunden, über die 
WählerInnen die Erwartung ableiten, dass islamistische 
Parteien einen bestimmten, religiös begründeten und 
religiös aufgeladenen moralischen Gehalt haben, der 
auch die Umsetzung ihrer Politik bestimmt. Besondere 
Merkmale dieses moralischen Gehalts sind dabei – aus 
den drei Aspekten des politischen Vorteils abgeleitet 
– die (ideologisch bzw. religiöse begründete) Integrität 
und die (karitative und organisatorische) Kompetenz 
und Glaubwürdigkeit der Partei bzw. ihrer KandidatIn-
nen. WählerInnen sollten also dann eine höhere Wahr-
scheinlichkeit haben, für islamistische Parteien zu stim-
men, wenn ihnen die Integrität und die Glaubwürdigkeit 
des/der jeweiligen Kandidaten/-in wichtig sind.
H1: Je wichtiger die Integrität der politischen Kandida-
tInnen für eine/n Befragte/n, desto höher die Wahr-
scheinlichkeit, dass der/die Befragte für die islamisti-
sche Partei stimmt. 
H2: Je wichtiger die Glaubwürdigkeit der politischen 
KandidatInnen für eine/n Befragte/n, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit, dass der/die Befragte für die isla-
mistische Partei stimmt. 
3. Der Fall Tunesien – Fallauswahl und spezifische 
Fallerwartungen 
Um diese Hypothesen untersuchen zu können, muss eine 
zentrale Annahme erfüllt sein: Säkulare und islamisti-
sche Parteien müssen über formal gleiche Siegchancen 
verfügen. Das bedeutet, dass im untersuchten Land alle 
Parteien in fairen und freien Wahlen miteinander kon-
kurrieren und nicht in der Äußerung von ideologischen 
Appellen eingeschränkt sein dürfen (Pepinsky et al. 
2012, 585). Unter den Ländern der „Arabellion“ erfüllt 
lediglich Tunesien für die vorliegenden Datensätze auf  
individueller Ebene diese Voraussetzung. Dass dort seit 
dem Regimesturz bereits mehrere Wahlen stattgefun-
den haben, begünstigt zudem die Diskussion der Unter-
suchungsergebnisse. Aus diesen Gründen beschränken 
wir unsere Untersuchung auf  das tunesische Beispiel. 
Analog zu den Erkenntnissen von McLaughlin und 
Wise (2014) für die USA haben auch für Tunesien einige 
Autoren darauf  hingewiesen, dass starke religiöse Be-
züge Wähler eher abschrecken könnten. Dies liege dar-
in begründet, dass das Ancien Régime seinen Medien-
apparat über Jahre hinweg darauf  ausgerichtet habe, 
den Islamismus sowie eine besonders eifrige religiöse 
Betätigung im Allgemeinen mit Terrorismus gleichzu-
setzen (Boukhars 2015, 11; Wolf  2013, 562). Tatsächlich 
hatten die Vorläuferorganisationen der islamistischen 
Ennahda über Jahre hinweg Schwierigkeiten, die breite 
Unterstützung der Bevölkerung zu gewinnen. Gleichzei-
tig gibt es jedoch auch Indizien, die dafür sprechen, dass 
politische Akteure in Tunesien um die Vorteile von sub-
tilen religiösen cues wissen. Selbst die säkularen Dikta-
toren Habib Bourguiba und stärker noch Zine El Abidine 
Ben Ali griffen vereinzelt auf  religiös-inspirierte Bot-
schaften zurück und zwar immer dann, wenn es darum 
ging, ihre Herrschaft zu stabilisieren (Pargeter 2009, 
1038; Wolf  2013, 562). 
Ennahda selbst, so Cavatorta und Merone, konnte 
überhaupt erst an Popularität gewinnen, weil sie in den 
1990er und 2000er Jahren ihren ideologischen Kurs 
– und mit diesem das religiös-inspirierte Vokabular – 
mäßigte. Ursächlich dafür waren die harte staatliche 
Repression einerseits und die mehrheitlich tolerantere 
Auslegung des Islams in Tunesien andererseits. In vier 
Bereichen werden die politisch-ideologischen Verän-
derungen besonders deutlich (Cavatorta/Merone 2013, 
865-867).
Erstens akzeptierte die Partei aus taktischen Erwä-
gungen bereits 1989 den Code du Statut Personell der zen-
trale Frauenrechte enthält. Zweitens gab sie das Ziel, 
einen islamischen Staat schaffen zu wollen, in dem die 
Scharia die alleingültige Rechtsgrundlage darstellt, voll-
ends auf. In ihren offiziellen Stellungnahmen schreibt 
Ennahda der Religion nur noch eine identitätsstiftende 
Rolle zu und bekennt sich zur neuen demokratischen und 
pluralistischen Ordnung Tunesiens. Drittens verwarf  
Ennahda ihren scharfen Anti-Kapitalismus zugunsten 
einer wirtschaftsliberalen Politik. Auf  diese Weise will 
Ennahda womöglich den Erfolg der türkischen AKP wie-
derholen, die den frommen Teil der Mittelschicht für 
sich gewinnen konnte. Viertens hat Ennahda ihren Anti-
Amerikanismus zugunsten einer stärker pragmatischen 
Außenpolitik zurückgefahren und rang sich Ende 2013 
zu einer härteren Gangart gegenüber dschihadistischen 
SalafistInnen durch. (Cavatorta/Merone 2013, 860-862; 
Boukhars 2015, 13; Allani 2009, 264; Wolf  2013, 566; 
Guazzone 2013, 38f., 44f.; Roy 2012, 51f.).
Den Versuch, aus einer islamistischen Partei eine 
konservative Partei mit religiösen Bezügen zu machen, 
treibt vor allem Parteiführer Rachid Ghannouchi vor-
an. Unter dessen Führung hat Ennahda ihre zentralen 
Versprechen eingelöst: Sie ging 2011 eine Koalitionsre-
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gierung ein, akzeptierte, dass die neue tunesische Ver-
fassung auf  jeglichen Bezug zur Scharia verzichtet und 
stellte 2014 keine/n Präsidentschaftskandidaten/-in 
(Boukhars 2015, 14). Doch längst nicht alle Ennahda-
Mitglieder teilen Ghannouchis Kurs. Die Scharia-De-
batte quittierten einige Mitglieder mit Parteiaustritten 
und zum Zeitpunkt der Datenerhebung (Februar 2013) 
gewann der dogmatische Parteiflügel stark an Zulauf  
(Wolf  2013, 566f.; Boukhars 2015, 10; Guazzone 2013, 45).
Die Positionierung der Ennahda hat damit zusam-
mengefasst in den letzten Jahren an Komplexität gewon-
nen. Van Hamme et al. (2014, 754) zeigen jedoch, dass 
sich Ennahda nach wie vor entlang der modernistisch-
konservativen Konfliktlinie gegenüber den übrigen, 
säkularen Parteien deutlich abhebt. Auch heute noch 
geriert sich die Partei als „moral watchdog“ (Boukhars 
2015, 6). Auch wenn beide Parteiflügel darüber streiten, 
wie weit die Islamisierung der Gesellschaft vorangetrie-
ben werden sollte, stellt der Bezug auf  religiös-konser-
vative Werte weiterhin ihren gemeinsamen Nenner und 
Ennahdas Alleinstellungsmerkmal dar. Es ist daher am 
wahrscheinlichsten, dass die heutige Ideologie Ennah-
das am ehesten die in islamischen Konzepten veranker-
ten moralischen Qualitäten ihrer KandidatInnen signa-
lisiert. Der jahrelange Kampf gegen das autokratische 
Ben-Ali-Regime verleiht dabei zusätzliche Glaubwür-
digkeit.
4.  Daten und Operationalisierung
4.1  Arab Barometer Survey
Um unsere Hypothesen zu überprüfen, verwenden wir 
in der Folge den Datensatz des Arab Barometer Survey. 
Dieser entstand im Jahr 2005 durch eine Kooperation 
von ForscherInnen der Universitäten Michigan und 
Princeton sowie Universitäten und Forschungszentren 
in der arabischen Welt. Durch diese Kooperation unter-
schiedlicher externer und regionaler Surveyspezialis-
tInnen sowie durch die Abstimmung der Indikatoren 
mit den anderen Regionalbarometern unter dem Dach 
des Global Barometer Survey liefert das Arab Barometer 
als derzeit einziger Datensatz valide und reliable Indika-
toren für unsere Argumentation.5 Die von uns genutzte 
dritte Welle des Arab Barometers ist mit Daten aus zwölf  
Ländern die bislang umfangreichste. In Tunesien fand 
die Datenerhebung im Februar 2013 – und damit vor den 
politischen Ereignissen im Land, die Ennahda unter in-
nenpolitischen Druck setzten und eine Neuwahl erfor-
5 Weitere Surveys – wie etwa der PEW Gobal Attitudes Survey oder 
das European Neighborhood Barometer – haben ihre Schwächen 
darin, dass wichtige Indikatoren wie das Vertrauen in nationale 
 AkteurInnen oder die Religiosität der Befragten nach 2007 nicht 
mehr oder grundsätzlich nicht abgefragt wurden.
derlich machten (Guazzone 2013, 36-41; Boukhars 2015, 
3) – statt, wobei 1199 Fälle mit einem Mindestalter von 
18 Jahren erhoben wurden.6 Damit stellen alle zum Zeit-
punkt der Erhebung in Tunesien lebende MuslimInnen7 
mit einem Alter von mindestens 18 Jahren die Grund-
gesamtheit dar, auf  die ausgehend von der Stichprobe 
rückgeschlossen werden soll. 
4.2 Operationalisierung des Messmodells
Unsere abhängige Variable ist die Präferenz für eine is-
lamistische beziehungsweise nicht-islamistische Par-
tei. Im Arab Barometer wurden die Befragten um ihre 
Zustimmung zu den beiden folgenden Sätzen gebeten 
(Q605a im Fragebogen im Anhang):
„I prefer a religious political party over a non-reli-
gious political party.“
„I prefer a non-religious political party over a reli-
gious political party.“
Die Antwortoptionen sind dabei: starke Zustimmung 
zum ersten Satz, Zustimmung zum ersten Satz, Zu stim-
mung zum zweiten Satz, starke Zustimmung zum zwei-
ten Satz, keine Zustimmung zu einem der beiden Sätze 
und keine Ahnung / weiß nicht. Die Tatsache, dass in 
der Frage nach religiösen und nicht nach isla misti schen 
Parteien gefragt wird, erscheint uns weitest gehend 
 unproblematisch.8 Über eine Recodierung generierten 
6 Dazu wurden standardisierte Fragebögen genutzt. Die Antwor-
ten der Befragten wurden von geschulten InterviewerInnen durch 
„face-to-face“ Gespräche – d.h., Gespräch von Angesicht zu Ange-
sicht ohne Rückgriff auf  Internet, Telefon etc. – auf  tunesischem 
Arabisch ermittelt. Das komplexe Strichprobendesign baut auf  
einer mehrstufigen Zufallsstichprobe auf  und verbindet sowohl 
Verfahren für geschichtete Stichproben als auch für Klumpenstich-
proben. Bei der Nutzung dieser Verfahren unterscheiden sich die 
Auswahlchancen der Fälle der Grundgesamtheit, in die Stichprobe 
aufgenommen zu werden. Deshalb wurden die Fälle entsprechend 
ihrer Auswahlchance gewichtet. Zudem wurde eine Nachgewich-
tung („post-stratification“) hinsichtlich Alter und Geschlecht vorge-
nommen, d.h., die Stichprobenverteilung wurde in diesen Punkten 
an die bekannte Verteilung der Grundgesamtheit angepasst (Arab 
Barometer 2014).
7 Obwohl in Tunesien auch AnhängerInnen religiöser Minderheiten 
leben, zeigt eine Ausgabe der Häufigkeiten für die Konfession der 
Befragten (Q1012), dass sich alle Fälle der Stichprobe zum Islam be-
kennen.
8 Zwar wurden im Jahr 2012 vier weitere religiös-orientierte Parteien 
legalisiert, diese verfügen aber ebenfalls über eine islamistische 
Programmatik bzw. sind Neugründungen, die zum Zeitpunkt der 
Datenerhebung keine Möglichkeit hatten, sich (etwa durch Wahlen) 
der breiten Öffentlichkeit zu präsentieren. Die erste dieser Parteien, 
Tahrir, gilt gemeinhin als islamistisch, wenngleich sie sich durch 
ihre pan-islamistische Programmatik und ihre Zielsetzungen – Er-
richtung eines islamischen Staats und Verwirklichung der Scharia 
– von Ennahda unterscheidet. Die neugegründeten Parteien, Rah-
ma, Asala und Jabhat Al Islah werden hingegen dem zeitgenös-
sischen politischen Salafismus zugerechnet. Sie unterscheiden sich 
hinsichtlich ihrer ideologischen Wurzeln und inhaltlicher Schwer-
punktsetzung. Ihnen ist allerdings gemein, dass sie die diversen 
islamischen Rechtschulen zu Gunsten einer textimmanenten Inter-
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wir eine Dummy-Variable, die jenen Befragten den Wert 
1 zuweist, die dem ersten Satz zustimmten oder stark 
zustimmten, während Befragten, die der zweiten For-
mulierung zustimmten, der Wert 0 zugewiesen wird. 
Befragte, die keinem der beiden Sätze zustimmten oder 
keine Angabe machen wollten, wurden aus der Berech-
nung ausgeschlossen. Aufgrund der Operationalisierung 
der abhängigen Variablen als Dummy-Variable verwen-
den wir in der Folge ein logistisches Regressionsmodell. 
Für die Operationalisierung der ersten Hypothese 
kann auf  eine Variablenbatterie (Q520) zurückgegriffen 
werden. Hierbei wurden Befragte gebeten, sieben ver-
schiedene Charakteristika von politischen KandidatIn-
nen entsprechend ihrer Wichtigkeit zu sortieren. Dabei 
konnten die Befragten für jedes Charakteristikum einen 
Wert zwischen 1 (am wichtigsten) und 7 (am wenigsten 
wichtig) angeben. Unter den abgefragten Eigenschaften 
finden sich die beiden für die Hypothesen 1 und 2 rele-
vanten Konzepte „Integrität“ und „vorherige politische 
Erfahrung“. Für beide Konzepte wurden die Variablen so 
recodiert, dass nun höhere Werte eine höhere Zuschrei-
bung an Relevanz der Konzepte durch die Befragten 
widerspiegeln. Während die Relevanzeinstufung von 
Integrität direkt mit der Erwartung in H1 vereinbar ist, 
und wir daher eine positive Korrelation zwischen dieser 
unabhängigen und der abhängigen Variable erwarten, 
ist dies für das Konzept der politischen Vorerfahrung 
schwierig. Einerseits zielt das Konzept auf  durch Er-
fahrung gewonnene Kompetenz ab. Andererseits, und 
das ist in Transformationsgesellschaften wie Tunesien 
besonders relevant, wird diese politische Vorerfahrung 
oftmals mit denjenigen Eliten zusammengebracht, die 
unter dem vorherigen autoritären Regime bereits Amts-
träger waren. Da im Gegenzug die religiösen Parteien 
in dieser Zeit unterdrückt wurden, würde das in der H2 
angelegte Glaubwürdigkeitsargument erwarten, dass 
WählerInnen, die unverbrauchte, glaubwürdige Akteure 
an der Macht sehen wollen, KandidatInnen ohne vorheri-
ge politische Erfahrung bevorzugen. Daher erwarten wir 
aus Sicht des Glaubwürdigkeitsarguments einen negati-
ven Effekt der politischen Vorerfahrung auf  die Wahl ei-
ner islamistischen Partei. 
Die grundsätzliche Kontrollvariable für die Wahl-
wahrscheinlichkeit zugunsten religiöser Parteien sollte 
die Religiosität eines/r Befragten darstellen (Q609). Ge-
rade in Zeiten der Unsicherheit über die tatsächlichen 
politischen Positionen von Parteien ist zu erwarten, 
pretation des Koran ablehnen und die bestmögliche Nachahmung 
einer idealisierten Vergangenheit, angelehnt an die Zeit des Pro-
pheten und der ersten Folgegenerationen – den sogenannten „Alt-
vorderen“ (Al Salaf) –, anstreben. Beobachter beschreiben die drei 
Parteien zum Zeitpunkt der Datenerhebung als der tunesischen Be-
völkerung weitestgehend unbekannt und auch in der Folgezeit blie-
ben sie erfolglos. Weder Rahma, Asala und Jabhat Al Islah noch die 
Tahrir-Partei konnten bei den Parlamentswahlen 2014 einen Sitz 
gewinnen (ICG 2013, 21-24; Marks 2013, 108f.).
dass ein religiöses Parteilabel dazu führt, dass religiö-
se WählerInnen auch eher eine religiöse Partei wählen. 
Wir messen die Religiosität der SurveyteilnehmerInnen 
über deren Selbstauskunft. Gefragt nach der Ausprä-
gung ihrer Religiosität konnten die Befragten unter den 
drei Antwortoptionen religiös, etwas religiös und nicht 
religiös wählen oder sich weigern zu antworten. Wir re-
codieren zunächst die Variable von 1 = nicht religiös bis 3 
= religiös und schließen alle Befragten, die eine Antwort 
verweigerten, aus der weiteren Analyse aus. Anschlie-
ßend generieren wir zwei Dummy-Variablen, von denen 
die eine nicht religiöse Befragte (=1) von allen anderen 
(=0) trennt, während die andere alle religiösen Befragten 
(=1) von allen weiteren (=0) trennt. Als zusätzliche Kon-
trollvariablen9 beziehen wir zudem das Alter (Q1001) 
in Jahren, das Geschlecht (Q1002) als Dummy (mit 1= 
weiblich und 0 = männlich), einen Dummy für niedrige 
Bildung (mit 1 = alle Befragten, die keine oder nur eine 
Grundschule besucht haben, generiert aus Q1003t), ei-
nen Dummy für höhere Bildung (mit 1 = alle Befragten, 
die einen tertiären Bildungsabschluss haben, generiert 
aus Q1003t) sowie einen Dummy für den Wohnort des/
der Befragten (Q13), differenziert nach Stadt (= 0)/Land 
(= 1), in das Modell mit ein. Dabei erwarten wir von der 
Stadt/Land-Variable sowie von den Bildungsvariablen 
einen substantiellen Effekt. 
Die Annahme hinsichtlich der Stadt/Land-Variable 
beruht auf  der historisch begründeten Unterstützung, 
die Ennahda in den ländlichen Gebieten im Süden und 
im Binnenland Tunesiens erfährt. Als ursächlich für 
dieses Phänomen gilt die Politik des Diktators Habib 
Bourguiba (Präsident von 1957-1987). Sein politisches 
Programm sollte Tunesien modernisieren und säkula-
risieren. Die Früchte dieser Politik ernteten aber größ-
tenteils die mit seinem Regime verbundenen Eliten in 
den urbanen Küstenregionen des Nordostens. In der 
Folge konnte und wollte die Bevölkerung der politisch, 
sozial und ökonomisch vernachlässigten Regionen den 
Modernisierungstrends nicht folgen. Stattdessen wand-
ten sich die BewohnerInnen dieser Landesteile ver-
stärkt Denkrichtungen zu, die islamisch-konservative 
Werte hochhielten. Mit diesem Argument verknüpft ist 
schließlich auch die Erwartung, dass niedrige Bildung 
einen substantiellen Effekt zu Gunsten der Präferenz 
einer islamistischen Partei ausübt; erstens, weil in den 
9 Wir verzichten an dieser Stelle auf  den Einbezug weiterer Vari-
ablen, von denen gezeigt wurde, dass sie einen Einfluss auf  das 
Wahlverhalten in Tunesien hatten, wie etwa die Nutzung sozialer 
Medien (vgl. etwa Ben M’Barek et al. 2015). Dies entspringt zwei 
theoretischen Überlegungen: Zum einen fokussieren wir uns nicht 
auf  die vollständige Erklärung des Wahlverhaltens in Tunesien (=Y), 
sondern sind am spezifischen Effekt bestimmter Heuristiken (=X) 
interessiert. Unser Ansatz ist daher x- und nicht y-zentriert. Zum 
anderen lassen sich im Hinblick auf  die Wirkungskraft anderer Ein-
stellungen immer auch Endogenitäts-Problematiken beobachten. 
So ist beispielsweise die Nutzung sozialer Medien nicht unabhängig 
von Alter und Bildung.
20  T. L. Poppenborg, B. Schlipphak: Der politische Vorteil islamistischer Parteien I OZP Vol. 45, Issue 3
vernachlässigten Regionen geringere Bildungschancen 
bestanden, was zweitens diejenigen, die eine bessere 
Bildung suchten, veranlasste, in die Städte abzuwandern 
(Pargeter 2009, 1031, 1034-40).
Empirisch untermauert wird die Annahme einer sich 
geographisch manifestierenden modernistisch-konser-
vativen Konfliktlinie dadurch, dass Ennahda in den Par-
lamentswahlen 2014 tendenziell mehr Stimmen erhielt, 
je südlicher das Wahlgebiet lag (Berman/Nugent 2015, 
2). Aus diesen Gründen erwarten wir, dass ein ländlicher 
Wohnort auch einen signifikanten positiven Effekt auf  
den Wahlentscheid für eine islamistische Partei hat.
5. Ergebnisse der empirischen Analyse
5.1  Deskriptive Statistiken
Bei der Betrachtung der deskriptiven Statistiken zeigt 
sich für die abhängige Variable „Parteipräferenz“, dass 
rund 60% der Befragten eine islamistische Partei ge-
genüber einer nicht-islamistischen Partei bevorzugen. 
Dies scheint angesichts der tatsächlichen Wahlergeb-
nisse von Ennahda ein relativ hoher Anteil zu sein. Zum 
einen spiegeln aber unsere soziodemographischen In-
dikatoren eine der Gesamtbevölkerung sehr ähnliche 
Verteilung wider, sodass wir nicht von einem strukturel-
len Bias der Befragten ausgehen müssen. Zum anderen 
misst die abhängige Variable nicht direkt die (Nicht-)
Stimmabgabe für Ennahda, sondern eine grundsätz-
lichere Präferenz der Befragten. Hinsichtlich der unab-
hängigen Variablen aus H1 und H2 zu den beiden Kan-
didateneigenschaften lässt sich aus der Tabelle ablesen, 
dass die beiden Charakteristika einerseits für die tune-
sischen WählerInnen im Durchschnitt relativ wichtig 
sind, es andererseits aber auch große Unterschiede zwi-
schen den WählerInnen gibt.
In Bezug auf  die Religiosität der untersuchten Fäl-
le lassen die Häufigkeiten erkennen, dass nur 14% der 
Befragten sich selbst als nicht religiös eingestuft haben, 
während sich 36% als religiös einordnen. Während 16 % 
der Befragten über eine tertiäre Bildung verfügen, haben 
fast die Hälfte der Befragten nur einen Grundschulab-
schluss oder gar keine formale Bildung vorzuweisen. Für 
die Stadt/Land- und Geschlechterverteilung spiegelt die 
Stichprobe annähernd die für die Grundgesamtheit be-
kannten Werte wider. Das Medianalter ist naturgemäß 
höher als in der Grundgesamtheit, da Unter-18-Jährige 
von vornherein ausgeschlossen wurden (UN 2014, 200; 
CIA 2015). 
5.2 Erklärungsfaktoren für die Präferenz islamistischer 
Parteien
In Tabelle 2 sind die Ergebnisse der logistischen Re-
gression zur Erklärung der individuellen Präferenz zu-
gunsten islamistischer Parteien in Tunesien abgetragen. 
Dabei haben wir für ordinal skalierte Variablen auf  eine 
vereinfachte Berechnung und Darstellung zurückge-
griffen, um einen besseren Überblick über die Effekte 
MW* Median Min. Max. StA*
Präferenz islamistischer Parteien 0.58 1 0 1 0.49
Vorherige politische Erfahrung 5.04 5 1 7 1.77
Integrität 4.60 5 1 7 1.56
Nicht religiös 0.14 0 0 1 0.36
Religiös 0.36 0 0 1 0.48
Alter 43.6 42 18 87 15.83
Geschlecht 0.50 1 0 1 0.50
Hohe Bildung 0.16 0 0 1 0.37
Niedrige Bildung 0.47 0 0 1 0.50
Wohnsitz auf dem Land 0.35 0 0 1 0.48
Tabelle 1: Deskriptive Statistiken
Quelle: Arab Barometer Wave 3. Eigene Berechnung. 
MW = arithmetischer Mittelwert. StA = Standardabweichung. Min. und Max. = Beobachtete Minimal- und Maximalwerte.
* Für kategoriale Variablen dürfen Mittelwert und Standardabweichung strenggenommen nicht berechnet werden. 
Sie geben aber dennoch – insbesondere im Fall der binären Variablen – einen grundlegenden Einblick in die Verteilung.
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der jeweiligen Variablen zu gewährleisten. Die korrekte 
Berechnung der Effekte der einzelnen Ausprägungsstu-
fen für das Gesamtmodell findet sich in der Tabelle A1 
im Anhang und weicht nicht von den hier berichteten 
Haupteffekten ab. 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass alle in unseren Hy-
pothesen enthaltenen Variablen einen signifikanten 
Einfluss auf  die abhängige Variable aufweisen. Während 
wir für die vorherige politische Erfahrung auch das er-
wartete Vorzeichen beobachten können, weist Integrität 
im Gegensatz zu unserer Erwartung einen negativen 
Effekt auf. Die Relevanz der Kandidatenintegrität führt 
tunesische WählerInnen also eher dazu, islamistische 
Parteien nicht zu wählen. Damit können wir an dieser 
Stelle H1 als vorläufig widerlegt betrachten. Auch die 
Wichtigkeit der vorherigen politischen Erfahrung sei-
tens des/der Kandidaten/-in hält die Befragten eher von 
der Wahl einer islamistischen Partei ab. Dies wurde von 
uns im Hinblick auf  die speziellen Gegebenheiten in 
einem Transformationsstaat, in dem vorherige politi-
sche Erfahrungen meist auf  eine systemunterstützende 
Funktion im alten (autoritären) Regime hinweisen, auch 
Model 1
Konstante 3.08 (.46)***
(H1) Integrität -.19 (.05)***
(H2) Vorherige politische Erfahrung -.26 (.05)***
Religiös .41 (.19)*
Nicht religiös -1.00 (.24)***
Alter -.01 (.01)
Geschlecht .14 (.18)
Hohe Bildung -.11 (.23)
Niedrige Bildung .44 (.21)*
Wohnsitz auf dem Land .46 (.19)*
Anzahl Fälle / Pseudo R2 951 / 10.0 %
Tabelle 2: Erklärungsfaktoren der Präferenz islamistischer Parteien
Quelle: Arab Barometer Wave 3. Eigene Berechnung. *** = p<=.001, ** = p<=.01, * = p<=.05.
Abbildung 1: Effektstärken von politischer Vorerfahrung und von Integrität
Quelle: Arab Barometer Wave 3. Eigene Darstellung.
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erwartet. Insgesamt lässt sich aufgrund dieser Ergebnis-
se die These vom politischen Vorteil islamistischer Par-
teien aufgrund ihrer ideologischen Integrität und sozia-
len Glaubwürdigkeit nur begrenzt bestätigen. 
Wenig überraschend führt Religiosität dazu, dass 
Befragte eine wesentlich höhere Wahrscheinlichkeit 
aufweisen, islamistische Parteien zu wählen, als andere 
Befragte. Umgekehrt gilt dies in noch stärkerem Maße 
für nicht religiöse Befragte über alle Modelle hinweg. 
Im Hinblick auf  die Kontrollvariablen weisen nur 
zwei Variablen einen signifikanten Effekt auf: der 
Wohnort eines/r Befragten auf  dem Land und die niedri-
ge Bildung eines/r Befragten. Dieser Effekt kann als Be-
stätigung der oben diskutierten und auch in der Litera-
tur nachgewiesenen Unterstützung der Ennahda durch 
große Teile der historisch marginalisierten, ländlichen 
Bevölkerung im Süden und im Binnenland Tunesiens 
einerseits und sozioökonomisch geringer ausgestatteten 
Teilen der Bevölkerung andererseits gelesen werden. 
5.3 Robustheit der Ergebnisse 
Um das Vertrauen in unsere Ergebnisse weiter zu erhö-
hen, führten wir einige Tests durch. Wir berechneten die 
Modelle nochmals mit robusten Standardfehlern. Dies 
führte zu keinen Veränderungen an den Ergebnissen. 
Weiter haben wir im Hinblick auf  mögliche Multikolli-
nearitätsprobleme eine Rangkorrelationsmatrix (Spear-
man) mit allen unabhängigen und Kontrollvariablen 
berechnet. Diese Berechnung erbrachte keinerlei auf-
fällige oder problematische Befunde. Schließlich haben 
wir für die originale Skalierung der abhängigen Varia-
blen in vier Ausprägungen ein „ordered logit“-Modell 
berechnet. Die Ergebnisse dieses Modells weisen darauf  
hin, dass der Einfluss der vorherigen politischen Erfah-
rung und der Nicht-Religiosität deutlich stärker ist als 
der Einfluss der Integritätsvariablen. Diese Ergebnisse 
wurden durch ein weitergehendes „ordered generalized 
linear model“ (oglm) (Williams 2010) bestätigt, da im 
einfachen ordered logit-Modell die Annahme der par-
allelen Effekte verletzt wurde. Insgesamt zeigen alle Er-
gebnisse, dass der Wunsch nach der politischen Vorer-
fahrung eines/r Kandidaten/-in, die (Nicht-)Religiosität 
sowie der Wohnort eines/r Befragten einen verlässlichen 
und starken Einfluss auf  die Präferenz einer islamisti-
schen Partei aufweisen. 
6. Diskussion und Ausblick
Existiert also – zurückkommend auf  unsere Leitfrage – 
ein politischer Vorteil islamistischer Parteien? Die Ant-
wort ist aus unserer Sicht ein vorsichtiges, aber sicher-
lich weiter zu qualifizierendes Ja. Weder hat der Wunsch 
nach Integrität eines/r Kandidaten/-in einen über alle 
Modelle hinweg signifikanten noch in der Richtung er-
warteten Effekt auf  die Präferenz einer islamistischen 
Partei. Zudem bleibt unsere Interpretation des Effek-
tes, den der Wunsch nach der politischen Vorerfahrung 
eines/r Kandidaten/-in ausübt, nicht unumstritten. Wei-
tere Forschung auf  der Grundlage anderer Daten wird 
zeigen, ob sich die von Cammett und Luong theoretisch 
vermutete Kombination von ideologischer Integrität, 
überdurchschnittlicher Organisationskapazität und so-
zialer Glaubwürdigkeit tatsächlich in einem über Heu-
ristiken vermittelten politischen Vorteil islamistischer 
Parteien auswirkt.
Weiter weisen die – von uns zum Teil ebenfalls aus 
der aktuellen Literaturdiskussion abgeleiteten – Kon-
trollvariablen (teilweise) einen signifikanten Einfluss 
auf  die Wahrscheinlichkeit eines/r Befragten, eine is-
lamistische Partei zu präferieren, auf. Angesichts des 
eindeutigen und einfach zu interpretierenden Effekts 
der Religiosität scheinen die Erkenntnisse von Pepins-
ky et al. (2012), wonach – zumindest im indonesischen 
Kontext – religiöse muslimische Wähler bei Unkenntnis 
über die konkreten politischen Positionen von Parteien 
tendenziell eher islamistische Parteien wählen, bestä-
tigt zu werden. Noch stärker ist der Effekt der Nicht-Re-
ligiosität, der Befragte offenkundig dazu bringt, nicht-
religiöse Parteien religiösen Parteien vorzuziehen und 
damit in die Richtung von McLaughlin und Wise (2014) 
deutet. Danach werden nicht-religiöse Wähler durch zu 
offenkundige religiöse Bezüge abgeschreckt.  
Eindeutig zu interpretieren ist auch der signifikante 
positive Effekt eines ländlichen Wohnorts auf  die Wahr-
scheinlichkeit, eine islamistische Partei zu präferieren. 
Der starke Einfluss des Stadt/Land-Prädiktors stützt die 
These von Pargeter (2009) sowie die Beobachtungen von 
Berman und Nugent (2015), dass tunesische IslamistIn-
nen in den ländlichen Regionen des Südens und des Bin-
nenlandes eine große Unterstützung generieren kön-
nen. Dagegen variiert der Effekt der (niedrigen) Bildung 
von Befragten über die Modelle hinweg an Signifikanz, 
sodass auch an dieser Stelle zukünftige Forschung mit 
anderen Daten für eindeutigere Ergebnisse erforderlich 
erscheint.
Während wir mit diesen Erkenntnissen aus unserer 
Sicht einen wichtigen und ersten Schritt zur Überprü-
fung des politischen Vorteils islamistischer Parteien un-
ternommen haben, müssen wir gleichzeitig angesichts 
der Komplexität der theoretisch hergeleiteten Konzepte, 
angesichts methodologischer Probleme und angesichts 
der Aktualität des Themas vorerst weitere wichtige Fra-
gen unbeantwortet lassen. Erstens muss vorerst unklar 
bleiben, inwieweit die Relevanz der (Nicht-)Religiosität 
und moralischer Kandidatenspezifika angesichts der je-
weiligen von den Parteien in den Vordergrund gerückten 
Themen im Wahlkampf variiert. Die Wahlergebnisse 
der Ennahda lassen zumindest vermuten, dass die Sali-
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enz von Themen einen Einfluss auf  die Wirkung(skraft) 
der diskutierten cues haben. Darauf  deuten die Ergeb-
nisse der Meinungsumfragen von Berman und Nugent 
hin, die sie im Zuge der Legislativwahlen 2011 und 2014 
durchgeführt haben. Gegenüber 2011 verloren die The-
men Demokratisierung, Freiheitsrechte und „transiti-
onal justice“ – also insgesamt der Bruch mit dem alten 
Regime – an Bedeutung. Wichtiger wurden den tunesi-
schen Wahlberechtigen 2014 hingegen wirtschafts- und 
arbeitspolitische Themen (Berman/Nugent 2015, 7f.).
Zweitens bleibt offen, inwiefern die Ergebnisse auf  
andere nationale Kontexte und AkteurInnen übertragen 
werden können. Angesichts der Spezifika der Situation 
in Tunesien, die wir im Laufe des Artikels sowohl hin-
sichtlich der politischen Situation als auch der Entwick-
lung des tunesischen Islamismus mehrfach hervorgeho-
ben haben, ist eine simple Verallgemeinerung unserer 
Ergebnisse über Tunesien hinaus natürlich unzulässig. 
Drittens wird eine solche Verallgemeinerung da-
durch eingeschränkt, dass die von uns verwendeten In-
dikatoren – aus unserer Sicht valide – „proxies“ für sehr 
komplexe theoretische Konzepte darstellen. Weitere 
Forschung in diesem Bereich, zu der wir auch in Zukunft 
beitragen wollen, steht daher vor der Herausforderung, 
Daten zu erheben und auszuwerten, die eine noch ad-
äquatere Messung dieser Konzepte ermöglichen.
Sicher scheint hingegen, dass sowohl die Forschung 
als auch politische EntscheidungsträgerInnen von ei-
ner intensiveren Beschäftigung mit dem politischen 
Vorteil islamistischer Parteien profitieren könnten. 
Für die politische Verhaltensforschung bietet dieses 
Untersuchungsfeld die Möglichkeit zu testen, welchen 
Stellenwert politische Heuristiken bei der Formierung 
des Wahlentscheids in Ländern haben, die über keine 
demokratische Vorerfahrung verfügen. Vor allem aber 
stellt der politische Vorteil islamistischer Parteien ein 
neues Phänomen dar, das die Bedeutung der bisher im 
arabischen Kontext nur gering erforschten Heuristiken 
unterstreicht. In diesem Zusammenhang könnte auch 
der Untersuchung des (religiösen) Rahmens politischer 
Positionen und damit der Bedeutung von Forschung zu 
sozialen Bewegungen eine wesentlich größere Rolle zu-
kommen (Snow et al. 1986). Diese Zusammenhänge wei-
sen jedoch freilich über den Rahmen dieses Artikels hi-
naus. An unseren Erkenntnissen zeigt sich jedoch, dass 
eine Ausweitung des Analysefokus bisheriger Untersu-
chungen zu islamistischen Bewegungen und Parteien 
durchaus von Vorteil sein könnte. Anstatt allein die ideo-
logische Entwicklung von Bewegungen und Parteien zu 
untersuchen, sollte auch die Wahrnehmung der Bevöl-
kerung über diese ideologischen Positionen verstärkt in 
den Blick genommen werden. 
Für politische EntscheidungsträgerInnen ergibt sich 
die Konsequenz, dass das Argument des politischen Vor-
teils keinen Grund für die Unterstützung säkularer au-
tokratischer Regime darstellen sollte. Das Beispiel der 
tunesischen Ennahda zeigt deutlich, dass nur eine Mä-
ßigung der ideologischen Positionen und das Verfolgen 
pragmatischer Wirtschafts-, Sicherheits- und Außen-
politiken eine Situation erzeugen kann, in der islamis-
tische Parteien langfristig von ihrem politischen Vorteil 
profitieren können. Die Religion erfüllt dann auch wei-
terhin eine wichtige Funktion, dient aber stärker der Le-
gitimation des politischen Programms und fungiert als 
identitätsstiftendes Element – ähnlich wie bei Europas 
Christdemokraten (Ozzano 2013, 811-814).
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Anhang















7 (sehr wichtig) -1.35 (.62)*
Religiös .44 (.20)*
Nicht religiös -.96 (.24)***
Alter -.01 (.01)
Geschlecht .16 (.18)
Hohe Bildung -.09 (.24)
Niedrige Bildung .42 (.22)*
Wohnsitz auf dem Land .49 (.19)*
Konstante 2.31 (1.09)*
Anzahl Fälle / Pseudo R2 951 / 11.8 %
Quelle: Arab Barometer Wave 3. Eigene Berechnung. *** = p<=.001, ** = p<=.01, * = p<=.05.
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Tabelle A2: Verwendete Variablen und ihre ursprüngliche Codierung
Q13 Urban/Rural 1 Urban
2 Rural
Q520 Arrange the following characteristics in order of their importance for a person to be qualified for political leadership in 
the country. Read the phrases.
Characteristic Importance Make sure that each characte-
ristic is placed in order from the 
highest to the lowest.
1  Previous political
 experience.
2  Openness to political ideas.
3  Hard work and extensive effort.




7  Clan Background.
98 I don’t know. (Do not read)
99 Declined to answer. (Do not 
read)
Q605a Which of the following sentences is the closest to your point of view? Choose sentence 1 or sentence 2. 
[Note to researcher: Confirm the strength of the respondent’s view: Do you agree or do you strongly agree?] 
The 1st sentence: 
I prefer a religious political party over a non-religious political party 
The 2nd sentence: 
I prefer a non-religious political party over a religious political party.
I strongly agree with the 
1st sentence
1
I agree with the 
1st sentence
2
I agree with the 
2nd sentence
3
I strongly agree with the 
2nd sentence
4
I don’t agree with either sentence (Do not read) 5
I don’t know (Do not read) 8
Declined to answer (Do not read) 9




2  Somewhat religious.
3  Not religious.
9  Declined to answer (Do not read).
Q1001 Age …  (Freifeld)
0  Missing
9999  Refuse
Q1002 Gender 1  Male
2  Female
Q1003t Level of education: 0  Missing





6  MA and above
99  Declined to Answer

